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369. Kundmachung: Wiederverlautbarung des Bundesgesetzes über die Förderung politischer Bildungs-
arbeit und Publizistik

369. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
10. September 1984, mit der das Bundesgesetz
über die Förderung politischer Bildungsarbeit

und Publizistik wiederverlautbart wird

Artikel I

Auf Grund des Art. 49 a B-VG wird in der
Anlage das Bundesgesetz über die Förderung politi-
scher Bildungsarbeit und Publizistik, BGBl.
Nr. 222/1979, wiederverlautbart.

Artikel II

Bei der Wiederverlautbarung werden die Ände-
rungen und Ergänzungen berücksichtigt, die sich
aus folgenden Rechtsvorschriften ergeben:

1. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
9. Dezember 1980, BGBl. Nr. 577, betreffend
die Berichtigung von Druckfehlern im Bun-
desgesetzblatt und in der Amtlichen Samm-
lung wiederverlautbarter österreichischer
Rechtsvorschriften, Z 9;

2. Bundesgesetz vom 1. Juli 1982, BGBl.
Nr. 357, mit dem das Bundesgesetz über die
Förderung politischer Bildungsarbeit und
Publizistik geändert wird.

Artikel III

Im § 12 Abs. 2 entfallen im Hinblick auf die mit
dem Bundesgesetz BGBl. Nr. 357/1982 erfolgte
Neufassung des § 6 die Worte „und hinsichtlich des
§ 6 Abs. 2 der Bundesminister für Finanzen".

Artikel IV

(1) Im §3 Abs. 2 dritter Satz wird das Wort
„gehört" durch „gehören" ersetzt.

(2) In den §§ 3 Abs. 4 erster Satz und 8 Abs. 1
wird das Wort „in" durch „im" ersetzt.

(3) Im § 9 Abs. 3 wird das Wort „zweier" durch
„zwei" ersetzt.

(4) Abkürzungen und Zitierungen werden der
heutigen Schreibweise angepaßt.

Artikel V

Das Bundesgesetz über die Förderung politischer
Bildungsarbeit und Publizistik wird mit dem Titel
„Bundesgesetz über die Förderung politischer Bil-
dungsarbeit und Publizistik 1984" wiederverlaut-
bart.

Sinowatz

Anlage

Bundesgesetz über die Förderung politischer
Bildungsarbeit und Publizistik 1984

ABSCHNITT I

Förderung der staatsbürgerlichen Bildungsarbeit
der politischen Parteien

§ 1. (1) Der Bund hat die staatsbürgerliche Bil-
dungsarbeit der politischen Parteien durch Zuwen-
dungen an Stiftungen oder Vereine — im folgen-
den Rechtsträger genannt — zu fördern, sofern
diese Rechtsträger folgende Bedingungen erfüllen:

1. Die Tätigkeit des Rechtsträgers darf nicht auf
Gewinn gerichtet sein;

2. der Rechtsträger muß in Übereinstimmung
mit seiner Satzung das Ziel verfolgen, die
staatsbürgerliche Bildung im Sinne der
Grundsätze der Bundesverfassung, die politi-
sche und kulturelle Bildung sowie die Einsich-
ten in politische, wirtschaftliche, rechtliche
und gesellschaftliche Zusammenhänge auf
innerstaatlicher und internationaler Ebene
unmittelbar und in gemeinnütziger Weise zu
fördern, insbesondere durch Schulungen,
Seminare, Enqueten, Vorträge, Arbeitsgrup-
pen, Fernkurse, Stipendien und Publikatio-
nen;

3. der Rechtsträger muß von einer im National-
rat vertretenen politischen Partei als der von
ihr bestimmte Förderungswerber bezeichnet
sein;

4. der Rechtsträger muß nach seinen satzungs-
gemäßen Zwecken den §§ 34 bis 47 der Bun-
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desabgabenordnung (BAO), BGBl.
Nr. 194/1961, in der geltenden Fassung ent-
sprechen;

5. die Satzung des Rechtsträgers muß Bestim-
mungen darüber enthalten, daß der Jahresab-
schluß und die Gebarung alljährlich durch
zwei Wirtschaftsprüfer und Steuerberater
(Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs-
gesellschaften) oder durch zwei Buchprüfer
und Steuerberater (Buchprüfungs- und
Steuerberatungsgesellschaften) im Sinne der
Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung, BGBl.
Nr. 125/1955, in der geltenden Fassung auf
Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Gesetzmä-
ßigkeit bei der Verwendung der Förderungs-
mittel zu prüfen und der Jahresabschluß im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu veröffent-
lichen ist.

(2) Hat eine politische Partei mehrere Rechtsträ-
ger errichtet, so darf als Förderungswerber nur ein
einziger bezeichnet werden.

§ 2. (1) Jedem förderungswürdigen Rechtsträger
sind auf sein Verlangen Förderungsmittel zuzuwei-
sen, die aus einem Grundbetrag von jährlich 4 Mil-
lionen Schilling und aus einem Zusatzbetrag beste-
hen.

(2) Als Zusatzbeträge werden die nach Abzug
der Grundbeträge verbleibenden, im Bundesfinanz-
gesetz für diesen Zweck vorgesehenen Mittel ent-
sprechend der mandatsmäßigen Stärke der politi-
schen Parteien im Nationalrat auf die einzelnen
Rechtsträger aufgeteilt.

(3) Die einem Rechtsträger gewährten Förde-
rungsmittel dürfen nicht in unbeweglichem Vermö-
gen oder in anderer Art dauernd angelegt werden.
Die Rechtsträger dürfen jedoch jährlich höchstens
5 vH der ihnen in diesem Jahr zugewendeten För-
derungsmittel zur Bildung einer Rücklage verwen-
den, die der Erhaltung und Erneuerung des von
den Rechtsträgern gemäß § 12 Abs. 1 erworbenen
unbeweglichen Vermögens dient. Die Rechtsträger
dürfen ferner jährlich höchstens 5 vH der ihnen in
diesem Jahr zugewendeten Förderungsmittel zur
Bildung einer Rücklage verwenden, die für Abferti-
gungen, freiwillige Pensionsleistungen und Einrich-
tungen zur Fortbildung der Dienstnehmer dient.
(BGBl. Nr. 577/1980, Z 9)

§ 3. (1) Die Feststellung, ob ein Rechtsträger die
im § 1 Abs. 1 aufgezählten Voraussetzungen der
Förderungswürdigkeit erfüllt und somit einen För-
derungsanspruch hat, sowie die Festsetzung der
Höhe der Zusatzbeträge gemäß § 2 Abs. 2 obliegt
der Bundesregierung. Die Feststellung der Förde-
rungswürdigkeit setzt einen Antrag der in Betracht
kommenden politischen Partei (des Rechtsträgers)
voraus. Die Feststellung ist zu widerrufen, wenn
die Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind. Die
Förderung darf jeweils nur für ein Finanzjahr
bewilligt werden.

(2) Beim Bundeskanzleramt ist ein Beirat mit
beratender Funktion einzurichten. Den Vorsitz
führt der Bundeskanzler oder ein von ihm bestellter
Vertreter. Dem Beirat gehören ferner je ein Vertre-
ter des Bundesministeriums für Unterricht und
Kunst, des Bundesministeriums für Wissenschaft
und Forschung und des Bundesministeriums für
Finanzen sowie je zwei Vertreter der im National-
rat vertretenen politischen Parteien an.

(3) Vor der Beschlußfassung der Bundesregie-
rung über die Festsetzung des Zusatzbetrages und
vor einem Widerruf der Feststellung der Förde-
rungswürdigkeit gemäß Abs. 1 ist dem Beirat Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Dem Beirat obliegt auch die Erstellung von
Richtlinien für die Beurteilung der widmungsgemä-
ßen Verwendung der Förderungsmittel durch die
Rechtsträger im Sinne der im § 1 Abs. 1 Z 2 nieder-
gelegten Ziele. Der Beirat gibt weiters auf Antrag
eines Rechtsträgers oder des Vorsitzenden Gutach-
ten darüber ab, ob eine bestimmte Tätigkeit des
Rechtsträgers den genannten Zielen entspricht. Der
Beirat hat solche Gutachten mit Zweidrittelmehr-
heit zu beschließen.

(5) Der Beirat wird zu seinen Sitzungen vom
Bundeskanzler einberufen. Das nähere Verfahren
ist in einer Geschäftsordnung zu regeln, die mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder
beschlossen wird.

§ 4. (1) Der Bund darf förderungswürdige
Rechtsträger nur dann fördern, wenn sich diese
anläßlich der Feststellung der Förderungswürdig-
keit (§ 3 Abs. 1) verpflichten, bis spätestens
31. März jeden Jahres dem Rechnungshof einen
Bericht über die Verwendung der im vergangenen
Jahr auf Grund dieses Bundesgesetzes erhaltenen
Förderungsmittel vorzulegen. Abschriften des
Berichtes an den Rechnungshof sind der Bundesre-
gierung und dem Beirat vorzulegen.

(2) Verfügt ein förderungswürdiger Rechtsträger
neben den Zuwendungen nach diesem Bundesge-
setz über Zuwendungen von dritter Seite oder über
sonstige Einnahmen, so sind Leistungen auf Grund
dieses Bundesgesetzes davon abhängig zu machen,
daß der Rechtsträger über die Verwendung der
sonstigen Mittel eine gesonderte Verrechnung
führt; auf diese Mittel sind die für Stiftungen bzw.
Vereine geltenden Rechtsvorschriften anzuwenden.

(3) Der Bund hat satzungswidrig oder gesetz-
widrig verwendete Förderungsmittel von dem in
Betracht kommenden Rechtsträger zurückzuver-
langen. Vorher ist dem Rechtsträger Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben. Die Gewährung von
Förderungsmitteln ist von der Bedingung abhängig
zu machen, daß sich der in Betracht kommende
Rechtsträger verpflichtet, satzungswidrig oder
gesetzwidrig verwendete Förderungsmittel auf Ver-
langen des Bundes jederzeit, mit 2 vH über der
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Bankrate vom Tag der Auszahlung an verzinst,
zurückzuzahlen. Das Recht, satzungswidrig oder
gesetzwidrig verwendete Förderungsmittel zurück-
zuverlangen, verjährt in fünf Jahren. Die Verjäh-
rung beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem eine
Förderungsleistung gewährt worden ist. Auf die
Unterbrechung und Hemmung der Verjährung ist
§ 209 BAO sinngemäß anzuwenden.

§ 5. Für Rechtsstreitigkeiten über den Anspruch
auf Förderung (§ 3 Abs. 1), den Widerruf der För-
derungswürdigkeit (§ 3 Abs. 1) sowie die Rückfor-
derung von Förderungsmitteln (§ 4 Abs. 3) sind die
ordentlichen Gerichte zuständig.

ABSCHNITT II

Förderung der Publizistik, die der staatsbürgerli-
chen Bildung dient

§ 6. Dem Bund obliegt ferner nach folgenden
Bestimmungen die Förderung periodischer Druck-
schriften im Hinblick auf die Erhaltung ihrer Viel-
falt und Vielzahl.

(BGBl. Nr. 357/1982, Art. I Z 1)

§ 7. (1) Förderungsmittel nach diesem Bundesge-
setz können Verlegern periodischer Druckschriften
gewährt werden, sofern diese Druckschriften

1. mindestens viermal jährlich und höchstens
vierzigmal jährlich zum Verkauf erscheinen
und nicht mehr als 50 vH der Auflage gratis
abgeben; (BGBl. Nr. 357/1982, Art. I Z 2)

2. in Österreich verlegt und hergestellt werden
und an denen wenigstens ein österreichischer
Herausgeber beteiligt ist;

3. ausschließlich oder vorwiegend Fragen der
Politik, der Kultur oder der Weltanschauung
(Religion) oder der damit zusammenhängen-
den wissenschaftlichen Disziplinen auf hohem
Niveau abhandeln und dadurch der staatsbür-
gerlichen Bildung dienen;

4. nicht nur von lokalem Interesse sind und in
mehr als einem Bundesland in einem zur
Gesamtauflage angemessenen Umfang ver-
breitet sind; (BGBl. Nr. 357/1982, Art. I Z 3)

5. für Vereins- oder Organisationsmitteilungen
nicht mehr als 20 vH des redaktionellen
Umfanges verwenden; (BGBl. Nr. 357/1982,
Art. I Z 4)

6. im Zeitpunkt der Einbringung eines Ansu-
chens auf Zuteilung von Förderungsmitteln
mindestens seit einem Jahr regelmäßig
erschienen sind und (BGBl. Nr. 357/1982,
Art. I Z 4)

7. die Förderung im Hinblick auf die wirtschaft-
liche Lage der periodischen Druckschrift
erforderlich ist. (BGBl. Nr. 357/1982, Art. I
Z 4)

(2) Den Verlegern periodischer Druckschriften,
die zum Zeitpunkt der Einbringung eines Ansu-
chens um Zuteilung von Förderungsmitteln noch

nicht seit einem Jahr regelmäßig erschienen (Abs. 1
Z 6) oder erst in Gründung begriffen sind, können
Förderungsmittel (§ 10 Abs. 2) gewährt werden,
wenn der Verleger ein dem Abs. 1 Z 1 bis 5 entspre-
chendes verlegerisches und redaktionelles Konzept
sowie einen Finanzierungsplan vorlegt. (BGBl.
Nr. 357/1982, Art. I Z 5)

(3) Förderungsmittel dürfen nur gewährt wer-
den, wenn sich Eigentümer, Herausgeber und Ver-
leger der zu fördernden periodischen Druckschrift
verpflichten, diese ausschließlich zur Deckung von
Aufwendungen für die geförderte periodische
Druckschrift zu verwenden.

§ 8. (1) Ansuchen um Zuteilung von Förderungs-
mitteln für periodische Druckschriften sind inner-
halb der ersten drei Monate eines jeden Kalender-
jahres bei dem im § 9 genannten Beirat einzubrin-
gen. Einem solchen Ansuchen ist die im § 7 Abs. 2
genannte Verpflichtungserklärung und ein vollstän-
diges und überprüfbares Verzeichnis aller Kosten
und Erträge anzuschließen, die der Druckschrift im
letzten Kalenderjahr entstanden sind.

(2) Die Verteilung der Förderungsmittel nach
Maßgabe der Förderungswürdigkeit obliegt der
Bundesregierung; diese hat bei der Zuteilung auf
die Vorschläge des gemäß § 9 eingerichteten Beira-
tes Bedacht zu nehmen.

§ 9. (1) Beim Bundeskanzleramt ist ein weiterer
Beirat einzurichten. Ihm gehören an:

1. je ein Vertreter der im Hauptausschuß des
Nationalrates vertretenen politischen Par-
teien;

2. je ein Vertreter des Österreichischen Gewerk-
schaftsbundes und der für die journalistischen
Mitarbeiter von Zeitschriften zuständigen
Gewerkschaft; (BGBl. Nr. 357/1982, Art. I
Z 6)

3. ein Vertreter der publizistischen Wissenschaf-
ten an den österreichischen Universitäten;

4. ein Vertreter der im § 7 Abs. 1 Z 3 genannten
wissenschaftlichen Disziplinen;

5. ein Vertreter aus dem Bereich der Volksbil-
dung;

6. ein Vertreter der gesetzlich anerkannten Kir-
chen und Religionsgesellschaften;

7. je ein Vertreter des Bundeskanzleramtes, des
Bundesministeriums für Unterricht und Kunst
und des Bundesministeriums für Wissenschaft
und Forschung;

8. je ein Vertreter repräsentativer Vereinigungen
österreichischer Zeitschriftenherausgeber,
österreichischer Zeitschriftenverleger und
freier Journalisten.

(2) Die Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 1 werden
dem Bundeskanzler von den dort genannten Par-
teien, die Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 2 werden dem
Bundeskanzler von den dort genannten Rechtsträ-
gern vorgeschlagen. Das Mitglied gemäß Abs. 1
Z 3 wird dem Bundeskanzler von einer gemeinsa-
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men Konferenz aller Institute für Publizistikwissen-
schaften an den österreichischen Universitäten vor-
geschlagen, in der alle an diesen Instituten Habili-
tierten sowie je ein Assistentenvertreter und ein
Vertreter der Studierenden der publizistischen Wis-
senschaften, der von der Österreichischen Hoch-
schülerschaft bestellt wird, stimmberechtigt sind.
Der im Abs. 1 Z 4 genannte Vertreter wird von der
Österreichischen Rektorenkonferenz einvernehm-
lich mit der Akademie der Wissenschaften vorge-
schlagen. Der im Abs. 1 Z 5 genannte Vertreter
wird dem Bundeskanzler von einer gemeinsamen
Konferenz der mit Fragen der Volksbildung befaß-
ten Einrichtungen Österreichs vorgeschlagen. Der
im Abs. 1 Z 6 genannte Vertreter ist dem Bundes-
kanzler von den gesetzlich anerkannten Kirchen
und Religionsgesellschaften einvernehmlich vorzu-
schlagen. Die Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 8 werden
dem Bundeskanzler von den dort genannten Verei-
nigungen vorgeschlagen. (BGBl. Nr. 357/1982,
Art. I Z 7)

(3) Alle Mitglieder des Beirates werden von der
Bundesregierung für eine Funktionsperiode von
drei Kalenderjahren bestellt. Sie üben ihre Funk-
tion ehrenamtlich aus. In unmittelbarer Aufeinan-
derfolge darf ein Mitglied dem Beirat nur während
zwei Funktionsperioden angehören. Die Mitglieder
sind zur Verschwiegenheit über Tatsachen, die
ihnen gemäß § 8 Abs. 1 bekannt werden, verpflich-
tet.

(4) Der Beirat hat einen Vorsitzenden und einen
Stellvertreter aus dem Kreis seiner Mitglieder zu
wählen. Er ist beschlußfähig, wenn der Vorsitzende
oder sein Stellvertreter und mindestens die Hälfte
der Mitglieder anwesend sind; er faßt seine
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen. Die erstmalige Einberufung des Bei-
rates und der Vorsitz bis zur Wahl eines Vorsitzen-
den obliegen dem Bundeskanzler.

(5) Der Beirat hat sich eine Geschäftsordnung zu
geben, deren Zustandekommen einer Mehrheit von
zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder bedarf.

§ 10. (1) Verlegern periodischer Druckschriften,
deren Förderung unter Bedachtnahme auf ein Gut-
achten des Beirates (§ 9) von der Bundesregierung
beschlossen wird, gebühren nach Maßgabe der im
jährlichen Bundsfinanzgesetz hiefür vorgesehenen
Mittel — unbeschadet der Abs. 4 und 5 — Förde-

rungsbeträge. Die Förderung wird jeweils nur für
ein Finanzjahr bewilligt. (BGBl. Nr. 357/1982,
Art. I Z 8)

(2) Die Förderung beträgt mindestens 4 vT,
höchstens jedoch 4 vH der im Bundesfinanzgesetz
hiefür vorgesehenen Mittel. Sie ist im Einzelfall
unter Bedachtnahme auf ein Gutachten des Beira-
tes unter Berücksichtigung des Umfanges, der Auf-
lage, der Ausstattung und der wirtschaftlichen Lage
einer periodischen Druckschrift festzusetzen,
wobei auf die Erhaltung der Vielfalt und Vielzahl
zu achten ist. (BGBl. Nr. 357/1982, Art. I Z 9)

(3) (Entfällt; BGBl. Nr. 357/1982, Art. I Z 10)

(4) Sollte der Gesamtbetrag der nach Abs. 2 zu
gewährenden Zuwendungen an die als förderungs-
würdig festgestellten Verleger die Höhe der vorge-
sehenen Mittel überschreiten, so sind die gemäß
Abs. 2 zu gewährenden Förderungsbeträge anteils-
mäßig zu kürzen. (BGBl. Nr. 357/1982, Art. I
Z 11)

(5) Sollten die zur Förderung periodischer
Druckschriften vorgesehenen Mittel den Gesamt-
betrag der nach Abs. 2 zu gewährenden Zuwen-
dungen übersteigen, so können die Förderungsbe-
träge entsprechend erhöht werden. (BGBl.
Nr. 357/1982, Art. I Z 12)

(6) § 4 Abs. 3 und § 5 sind sinngemäß anzuwen-
den.

§ 11. Die Bundesregierung hat dem Nationalrat
alljährlich, spätestens bis 31. März des folgenden
Haushaltsjahres, die Gründe ihrer Beschlüsse vor-
zulegen.

ABSCHNITT III

§ 12. (1) § 2 Abs. 3 gilt in den Jahren 1973 bis
1978 mit der Maßgabe, daß bis zu 50 vH der den
Rechtsträgern gewährten Förderungsmittel für.
unbewegliches Vermögen aufgewendet werden
dürfen, das der Unterbringung dieser Rechtsträger
dient.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
und mit der Vertretung des Bundes als Träger von
Privatrechten ist die Bundesregierung, hinsichtlich
des § 5 der Bundesminister für Justiz betraut. Die
Vorbereitung und Durchführung der Beschlüsse
der Bundesregierung obliegt dem Bundeskanzler.


